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Fallbeispiel: Der bewaffnete Konflikt in der Ostukraine
Im Februar 2014 fand in Kiew als Folge von anhaltenden Zusammenstößen zwischen 
der Regierung und der Opposition ein Staatsstreich statt. Die Regierung wurde von 
Mitgliedern der Oligarchen-Clans und radikaler nationalistischer Gruppierungen 
gewaltsam übernommen. Dabei wurden sie von der US-amerikanischen und 
europäischen Führungsriege unterstützt. Die radikal-nationalistische bis haßerfüllt 
russophobe Einstellung der neuen Regierung führte zu einer starken Ablehnung 
und zum offenen Widerstand in den Regionen des Landes, wo die russische und 
russischsprachige Bevölkerung in der Mehrheit ist.

Die Bürger der Krim, die historisch 
gesehen schon immer ein Teil Rußlands 
war, stimmten in einem Referendum 
für die Vereinigung mit der Russischen 
Föderation. Ebenso versuchten die 
Bürger der Regionen Lugansk und 
Donezk im Donbass die Situation unter 
Kontrolle zu bringen. So sollte die neue 
Kiewer Regierung daran gehindert 
werden, ihre Neonazi-Ideologie zu 

verbreiten und die Rechte der Russen und russischsprachigen Bevölkerung zu 
beschneiden. Bestärkt durch die Unterstützung des Westens beschloß Kiew, die 
ukrainische Armee, eilig zusammengestellte Freiwilligenverbände (beispielsweise 
die Regimenter „Azow“, „Aidar“ und „Tornado“) und andere Truppen gegen die 
rebellischen Regionen im Osten einzusetzen. Bald war die Zivilbevölkerung der 
Volksrepubliken Donezk und Lugansk Ziel von Luftschlägen und Raketenangriffen 
der ukrainischen Armee. Gegen die Bewohner des Donbass wurden Strafmaßnahmen 
angewandt, die schreckliche Erinnerungen an die Zeit der deutschen Besatzung im 
Zweiten Weltkrieg weckte: Es kam zu widerrechtlichen Erschießungen, Folter, 
Vergewaltigungen von Frauen und Kindern, Geißelnahmen und Verhaftungen ohne 
jegliche gesetzliche Grundlage.

Nach den UN-Statistiken haben mehr als 
30.000 Menschen in dem Konflikt ihr Leben 
verloren und über 1,5 Millionen wurden 
gezwungen, ihre Heimat als Flüchtlinge zu 
verlassen (die meisten gingen nach Rußland). 
In den drei Jahren des Bürgerkrieges im 
Donbass (2014-2016) brachten die Bürger der 
Volksrepubliken Lugansk und Donezk 840 
Beschwerden vor das EGMR. Der Gerichtshof 
befaßte sich mit 560 von ihnen offiziell, zu 
einem Urteil kam es in keinem einzigen Fall.
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Beschwerden von Bürgern der Volksrepubliken Donezk und erreichte Verurteilungen in 2014-2016

Eingereichte 
Beschwerden 

Bearbeitete 
Beschwerden

Urteile

VR Donezk 840 560 0

Von August 2014 bis zum Dezember 2016 wurden 840 Beschwerden von Bewohnern der Volksrepubliken 
Donezk und Lugansk gegen die Ukraine beim EGMR eingereicht. Der Gerichtshof hat davon 560 registriert 
und sich mit diesen beschäftigt. Bis zum jetzigen Zeitpunkt kam es zu keiner einzigen Verurteilung. (Quelle: 
Julia Nikitina, Mitglied der Zivilkommission der VR Donezk)

Daß in Straßburg mit zweierlei Maß gemessen wird, tritt deutlich zu Tage, wenn 
man die Zahl der Beschwerden und Urteile gegen Rußland (das sich formal im Frieden 
befindet) und gegen die sich im Bürgerkrieg befindliche Ukraine miteinander vergleicht. 
Im ersten Kriegsjahr 2014 wurde eine wesentlich höhere Zahl an Beschwerden gegen 
die Ukraine eingereicht (14.181) als gegen Rußland (8.913). Trotzdem wurden dreimal 
so viele Urteile gegen Rußland (122) als gegen die Ukraine (40) verhängt.

2014 wurde eine wesentlich höhere Zahl an Beschwerden gegen die 
Ukraine eingereicht (14.181) als gegen Rußland (8.913). Trotzdem 
wurden dreimal so viele Urteile gegen Rußland (122) als gegen die 
Ukraine (40) verhängt

Beschwerden und Urteile gegen Rußland und die Ukraine 2014-2015

Land Eingereichte und bearbeitete 
Beschwerden vor dem EGMR

Verurteilungen

2014 2015 2016 2014 2015 2016

Russische 
Föderation

8913 6009 8450 122 109 222

Ukraine 14181 6010 19900 40 50 70

Fallbeispiel: Das Dima-Yakowlew-Gesetz
Das Dima-Yakowlew-Gesetz ist seit 2013 in Rußland in Kraft. 
Es verbietet seitdem die Adoption russischer Kinder durch US-
Bürger.

Hintergrund ist eine Serie von Vorfällen, bei dem adoptierte 
russische Kinder von ihren US-amerikanischen Eltern schwer 
mißhandelt oder fahrlässig beaufsichtigt wurden. Trotzdem 
wurden die Eltern nicht bestraft. Benannt ist das Gesetz 
nach Dima Yakowlew, einem eineinhalb Jahre altem Kind, 
das von seinem Adoptivvater im Auto vergessen wurde und 
in der Sommerhitze dort umkam. Der Fall führte zu einem 
Aufschrei in der russischen Öffentlichkeit
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Die Entscheidung eines US-amerikanischen Gerichts, den Vater von allen 
Vorwürfen freizusprechen, war ungeheuerlich.

Zusätzlich stellte sich heraus, daß ein Brief, in dem die russische Großmutter die 
Vormundschaft für den Jungen ablehnte, gefälscht war. Die Verwandten des Kindes 
bekamen nie die Chance, es bei sich aufzunehmen und erst so konnten es ausländische 
Staatsbürger adoptieren. 

Unverständlich milde Strafen der amerikanischen Gerichte in Fällen von Gewalt 
gegen adoptierte Kinder aus Rußland und die Weigerung der US-Regierung ein 
Überwachungsprogramm für adoptierte russische Kinder einzurichten führten dazu, 
daß die Adoption der Kinder an US-Amerikaner verboten wurde.

Auch hier kam es zu einem EGMR-Gerichtsurteil, das die Einseitigkeit des Straßburger 
Gerichts veranschaulicht. Amerikaner, deren Adoptionsanfragen aufgrund des Dima-
Yakowlew-Gesetzes (17. Januar 2017) auf Eis gelegt wurden, beschuldigten Rußland, 
sie aufgrund ihrer Staatsbürgerschaft zu diskriminieren. Der EGMR entschied 
dementsprechend. Dabei mißachtet das Gericht aber die Rechte der russischen Kinder 
auf Schutz durch den russischen Staat, deren Bürger sie sind. Auch ignoriert der EGMR 
mit seiner Entscheidung den historischen Hintergrund, den eine solche Praxis hat. 
 
So verabschiedete der US-Kongreß im Jahr 1978 den sog. „Indian Child Welfare Act“, 
der sicherstellen sollte, daß bei der Adoption von Indianer-Kindern die Familien 
anderer amerikanischer Ureinwohner bevorzugt würden.

Auch hier kam es zu einem EGMR-Gerichtsurteil, das die 
Einseitigkeit des Straßburger Gerichts veranschaulicht. Amerikaner, 
deren Adoptionsanfragen aufgrund des Dima-Yakowlew-Gesetzes 
auf Eis gelegt wurden, beschuldigten Rußland, sie aufgrund ihrer 
Staatsbürgerschaft zu diskriminieren

Berücksichtigt man diese Gesetzgebung der Vereinigten Staaten, die die Adoption 
von Kindern aufgrund ihrer Herkunft einschränkt, so ist auch die Entscheidung 
der EGMR-Richter zugunsten von US-Bürgern und gegen das Dima-Yakowlew-
Gesetz ein weiteres Beispiel für die Doppelmoral der EU-Behörde.
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Kapitel 3: Der EGMR und die russische radikale Opposition

Straßburg und die prowestliche Opposition in Rußland: Zusammen gegen 
Moskau
Einher mit der Doppelmoral, der Einseitigkeit und der Politisierung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte gehen Urteile des EGMR im Zusammenhang mit den 
Aktivitäten prowestlicher Oppositionsbewegungen in Rußland. Mit der Bearbeitung 
von Beschwerden der radikalen Opposition in Rußland verfolgt der EGMR mehrere 
Ziele:

•	Schutz der prowestlichen Aktivisten vor der russischen Strafverfolgung

•	Schaffung einer legalen Geldquelle, indem Rußland zu 
Kompensationszahlungen an die Opposition gezwungen wird. Damit wird 
mit dem Geld der russischen Steuerzahler direkt der politische Gegner des 
Kreml finanziert

•	Generierung von negativer Berichterstattung rund um Rußland. Diese wird 
im Propagandakrieg gegen Moskau eingesetzt

Ein Beispiel für dieses Vorgehen sind die sogenannten „Bolotnaja-Prozesse“, aus 
denen der EGMR einen Präzedenzfall machte und entschied, daß Rußland das 
Versammlungsrecht massiv verletzt habe. Nachdem der Beschwerde des verurteilten 
nationaldemokratischen Oppositionsaktivisten Jaroslaw Belousow stattgegeben 
wurde, entschied der EGMR, daß der Fall noch einmal vor das oberste russische 
Gericht muß und beschied dem Aktivisten eine Kompensationszahlung in Höhe 
von 12.500 Euro. 

Während der Unruhen auf dem Bolotnaja-Platz in Moskau beteiligte sich Belousow 
an Gewalttätigkeiten gegen Sicherheitsbeamte und warf eine Billardkugel auf 
einen Angehörigen einer Spezialeinheit der Polizei. Diese Tatsache spielte aber 
keine Rolle im Urteil des EGMR.
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Es ist entlarvend, daß Gewalttaten von 
Zivilisten gegen die Polizei in 
westlichen Ländern üblicherweise sehr 
viel härter bestraft werden als in 
Rußland. Der Oppositionsaktivist Pjotr 
Pawlenksi konnte von Rußland aus 
nach Frankreich reisen, obwohl er 
wenige Monate zuvor die Tür des FSB-

Hauptquartiers in Moskau in Brand setzte und mit einer Reihe von anderen Vergehen 
belastet wurde. Ähnliche Taten westlicher Oppositionsaktivisten hätten 
unweigerlich lange Gefängnisstrafen nach sich gezogen. 

Ein anderes Beispiel für die antirussi-
sche Vorgehensweise des EGMR ist der 
sogenannte Kirowles-Fall gegen den 
russischen Oppositionsführer Alexei 
Nawalni. 2016 entschied der EGMR, 
daß der Fall gegen Nawalni und seinen 
Komplizen Pjotr Ofitserow neu verhan-
delt werden muß.

Die Geschwindigkeit, mit der der Fall vor dem EGMR bearbeitet 
wurde und die Höhe der Kompensationszahlung, die Rußland zu 
leisten hatte (63.600 Euro) sprechen eine deutliche Sprache von der 
vorsätzlichen Politisierung des Prozesses  

Die offizielle Begründung für das Urteil gegen Rußland lautete, daß Nawalni und 
Ofitserow nicht zusammen mit dem früheren Chef des Kirowles-Unternehmen, 
Viacheslaw Opalew, belangt wurden. Opalew konnte sich im Gegensatz zu den 
anderen Beschuldigten des Prozesses außergerichtlich mit den Behörden einigen. Der 
EGMR sprach Alexei Nawalni eine Kompensationszahlung in Höhe von 48.000 Euro 
zu, während Ofitserow 23.000 Euro erhielt. Am 2. Februar 2017 gab der Gerichtshof 
zudem einer Beschwerde Nawalnis statt, in der die Verhaftungen in sieben Fällen 
bei nicht angemeldeten Massenkundgebungen in Moskau in den Jahren 2012 bis 2014 
kritisiert wurden. Die Geschwindigkeit, mit der der Fall vor dem EGMR bearbeitet 
wurde und die Höhe der Kompensationszahlung, die Rußland zu leisten hatte 
(63.600 Euro) sprechen eine deutliche Sprache und zeigen die vorsätzliche 
Politisierung des Prozesses. Grundsätzlich wird eine finanzielle Kompensation in 
dieser Höhe nur dann verordnet, wenn es zu ernsten gesundheitlichen Schäden oder 
sogar zum Tod der betreffenden Person kam. In der Praxis umfaßt eine Zahlung wegen 
einer Inhaftierung nicht mehr als 5.000 Euro.
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Unerwiderter Haß: Der Artikel 282 des russischen Strafgesetzbuches im 
Zusammenhang mit EGMR-Urteilen
Die aufgezeigte Befangenheit des EGMR bei Gerichtsurteilen gegen Rußland motiviert 
zudem Bewegungen und Aktivisten mit einem radikal-nationalistischen Hintergrund 
zu weiteren Aktionen. 
 
Die Urteile des EGMR bestärken sie darin, weitere Beschwerden gegen Rußland vor den 
Gerichtshof zu bringen, in der Hoffnung, daß dieser dann in ihrem Sinne entscheiden 
wird. Damit werden weitere destruktive Aktivitäten der Aktivisten gefördert. 

2015 wurde der bekannte Oppositionsblogger Anton Nosik von einem russischen Gericht 
schuldig gesprochen, weil er in einem Artikel die Auslöschung des syrischen Volkes 
forderte und Syrer öffentlich beleidigte. Damit erfüllte er die Voraussetzungen für 
den Tatbestand des Artikels 282 des russischen Strafgesetzbuches, der sich mit „Hate 
Speech“, also Haßaufrufen, beschäftigt.
 

Auch hier sind die russischen Gesetze wesentlich milder als ähnliche Paragraphen 
in einigen europäischen Staaten, in denen bereits das Anzweifeln von historischen 
Fakten Gefängnisstrafen nach sich ziehen kann. 2006 verurteilte ein österreichisches 
Gericht den britischen Historiker David Irving zu drei Jahren Gefängnis für das Leugnen 
des Massenmords an den Juden während des Zweiten Weltkriegs. In Frankreich und 
der Schweiz gibt es zudem Gesetze, die das Leugnen des Armenischen Völkermords im 
Ersten Weltkrieg unter Strafe stellen. 

In den meisten europäischen Ländern gibt es harte Gesetze, um „Hate speech“ 
gegen die Religion, die Herkunft oder die Ethnie einer Person unter Strafe zu 
stellen. Die bekannte französische Schauspielerin Brigitte Bardot wurde mehrmals 
verurteilt, weil sie öffentlich ihre antiislamische Haltung zum Ausdruck gebracht 
hatte, was als „Hate speech“ gewertet wurde.
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Ermutigt durch seinen Sieg gegen Rußland vor dem EGMR und im 
vollen Bewußtsein der politischen Befangenheit des Gerichtshofs hat 
Alexei Nawalni bereits angekündigt, Anton Nosik in Straßburg zu 
verteidigen. Diesen eigentlich aussichtlosen Fall nahm Nawalni an, 
weil er hofft, Rußland einen weiteren Schlag versetzen zu können. 
Dazu rechnet er mit der antirussischen Einstellung der EGMR-
Richter

Ermutigt durch seinen Sieg gegen Rußland vor dem EGMR und im vollen Bewußtsein der 
politischen Befangenheit des Gerichtshofs, hat Alexei Nawalni bereits angekündigt, 
Anton Nosik in Straßburg zu verteidigen. Diesen eigentlich aussichtlosen Fall 
nahm Nawalni an, weil er hofft, Rußland einen weiteren Schlag versetzen zu 
können. Dazu rechnet er mit der antirussischen Einstellung der EGMR-Richter.
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Schlußfolgerungen
Als Rußland 1998 ein Abkommen mit dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte abschloß, ging man in Moskau davon aus, daß eine weitere 
Vertiefung und Ausweitung der Integration in die westlichen Strukturen nötig und 
ohnehin unausweichlich sei. Eine solche Integration – so nahmen zumindest ihre 
Fürsprecher an – würde Rußland beizeiten als einen respektierten Teil in die westliche 
Welt einbinden.

Die Erfahrung aber hat gezeigt, daß die Polit-Elite in den westlichen Schlüsselpositionen 
Rußland nicht als vollwertigen Kandidat für eine Aufnahme in die westliche 
Gemeinschaft ansieht und die weitere Integration Moskaus auch nicht unterstützt. 
Im Gegenteil: Die Führung der westlichen Staaten nimmt Rußland weiterhin als 
geopolitischen Gegner und sogar als potentiellen Kriegsgegner wahr. Gemessen 
an seiner voreingenommenen Vorgehensweise wird diese Ansicht auch von vielen 
Richtern in Straßburg geteilt. Somit kann festgehalten werden, daß der EGMR nicht 
als Werkzeug zur Gerechtigkeitsfindung benutzt wird, sondern, um politische 
Signale nach Moskau zu senden. 

Eine sorgfältige Beschäftigung mit den EGMR-Aktivitäten zeigt, daß die Urteile 
gegen Rußland direkt mit dem aktuellen politischen Klima zwischen Moskau 
und der Europäischen Union zusammenhängen. 

Rußlands zu leistende Kompensationszahlungen steigen deutlich, wenn es zu 
Spannungen in den Beziehungen zwischen Moskau und der EU kommt. Die vom 
Gerichtshof auferlegten Zahlungen sinken dagegen, sobald sich das Klima entspannt 
hat.

•	2006, in einer Phase relativer Ruhe zwischen dem Westen und Rußland, zahlte 
der Kreml 1,3 Millionen Euro aufgrund von EGMR-Urteilen

•	2007, nach einer Verschlechterung der beidseitigen Beziehungen und Wladimir 
Putins Rede auf der Münchener Sicherheitskonferenz, stieg die Höhe der 
Zahlungen auf 4,3 Millionen Euro

•	2008, nach dem Angriff der georgischen Streitkräfte auf Südossetien und 
darauffolgenden Militäroperation der Russen zur Befriedung Georgiens, kam 
es zur heftigen Kritik des PACE und anderer europäischer Institutionen an dem 
Vorgehen Moskaus. Dies ließ die russischen Ausgaben für EGMR-Urteile auf das 
doppelte des Vorjahres steigen

•	Zwischen 2009 und 2013 stabilisierten sich die Beziehungen zwischen Moskau und 
Brüssel wieder. Dies wirkte sich auch auf die Höhe der Ausgleichszahlungen aus, 
die sich auf 4 bis 7 Millionen Euro pro Jahr einpendelten 

•	Nach einem vom Westen unterstützten Putsch in Kiew im Jahr 2014 und dem 
darauffolgenden Bürgerkrieg in der Ostukraine verschärfte sich der Ton zwischen 
Moskau und der EU entschieden. Um den Druck auf Rußland zu erhöhen, entzog 
die PACE der russischen Delegation ihr Wahlrecht, während der EGMR die 
Kompensationszahlungen auf 9,7 Millionen Euro anhob 
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Der Grad der politischen Parteinahme läßt sich an der Geschwindigkeit ablesen, mit 
der der Gerichtshof Beschwerden gegen Rußland bearbeitet. Dementsprechend prüfte 
der EGMR zahlreiche Beschwerden der radikalen prowestlichen Opposition (von den 
Aktivisten der „Bolotnaja-Prozesse“ bis zu Alexei Nawalni) und entschied in den 
meisten Fällen zuungunsten Rußlands. Im selben Zeitraum wurden 840 Beschwerden 
durch Bürger der Volksrepubliken Donezk und Lugansk beim EGMR eingereicht 
und kein einziger von ihnen wurde vor Gericht ausgehandelt.

Dazu kommt, daß dreimal mehr Urteile gegen Rußland gefällt wurden (122) als 
gegen die Ukraine (40), obwohl wesentlich mehr Beschwerden gegen die Ukraine 
(14.181) eingegangen waren als gegen Moskau (8.913). Dies scheint schon allein 
aufgrund der Tatsache, daß sich Moskau nicht in einem Bürgerkrieg wie die 
Ukraine befindet, unglaubwürdig.

Die Parteilichkeit des EGMR zeigt sich auch bei der Behandlung von Staaten, die 
nicht zum Grundkern der westeuropäischen Staaten gehören, die an der Gründung 
der Institution beteiligt waren. Beispielsweise waren im Jahr 2015 ein Drittel aller 
EGMR-Urteile gegen Rußland (14,09%), die Türkei (10,57%) und Rumänien (10,21%) 
gerichtet. 2016 zielten schließlich mehr als ein Viertel (26%) aller Entscheidungen 
des Gerichtshofs gegen Rußland (222 von 829 Urteilen).

Durch die Kooperation mit dem EGMR und die Propagandakampagnen rund um 
die antirussischen Urteile muß Rußland nicht nur hohe finanzielle Einbußen 
einnehmen, es wird auch Moskaus Reputation beschädigt. Westliche Journalisten 
und Publizisten stellen Rußland als böswilligen Unrechtsstaat hin und führen 
als Beweise die Urteile des EGMR an. 

Zudem neigt der Gerichtshof dazu, die russischen Verhältnisse nur durch die 
eigene Brille zu sehen und alles nach westlichen Grundsätzen, Interessen und 
Werten zu beurteilen.

•	Nachdem der russischen Delegation das Wahlrecht in Sitzungen der PACE – der 
dem EGMR übergeordneten Institution –  genommen wurde, fehlt es Rußland 
damit an Möglichkeiten, um die Arbeit des Gerichtshofs zu beeinflussen. Im 
Gegenzug verpflichtete sich Moskau aber die Entscheidungen des EGMR zu 
respektieren und ihnen Folge zu leisten. Unter diesen Umständen muß man die 
Forderung formulieren, daß der EGMR und die im übergeordnete PACE ihre 
justiziellen Kompetenzen in Zukunft nicht weiter als Instrumente für die 
politische Druckausübung auf Rußland einsetzen. 

•	Die EU steckt in einer tiefen inneren Krise. Gründe dafür sind der Brexit, die 
wachsende Popularität von euroskeptischen Bewegungen in den westeuropäischen 
Ländern und die allgemeine Demoralisierung durch die europäische Bürokratie. 
Dies alles läßt auch die Legitimation des EGMR in einem größeren Europa fragwürdig 
werden. Für die Zukunft werden Institutionen gebraucht, die die Einführung von 
Grundwerten in den internationalen Gesetzen sicherstellen. Ein erster Schritt 
dahingehend wäre die Schaffung einer neuer internationalen Judikative, die 
auf dem Prinzip von gegenseitigem Respekt der Mitgliedsstaaten fußt und 
frei ist von jeglicher politischer Vorteilsnahme.
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